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aktuelle Info 

PFLICHT ZUR INFORMATION DER ARBEITNEHMER BEI 

UNTERNEHMENS- UND ANTEILSVERÄUßERUNGEN 

Am 1. August ist das französische Gesetz zur Sozialwirtschaft (Loi n° 2014-856 du 31 juillet 2014 relative 

à l’économie sociale et solidaire) durch Veröffentlichung im Amtsblatt der französischen Republik in Kraft 

getreten. Das Gesetz ist besser bekannt unter dem Namen loi Hamon, nach dem Initiator des Gesetzes 

und damaligen Beigeordneten Minister für soziale Ökonomie und Solidarität im Ministerium für Wirtschaft, 

Finanzen und Außenhandel. 

Als zentraler Bestandteil der loi Hamon wird eine Verpflichtung zur Informationen der Arbeitnehmer im 

Rahmen der Veräußerung eines Unternehmens (fonds de commerce) oder einer Mehrheitsbeteiligung an 

einer Gesellschaft geschaffen. Zweck der Information ist es, die Arbeitnehmer in die Lage zu versetzen, 

selbst ein Angebot zur Übernahme des Unternehmens abzugeben. Damit wird das Ziel verfolgt, dem 

Verlust von Arbeitsplätzen im Rahmen von Unternehmungsveräußerungen oder sogar Schließungen 

entgegenzuwirken. 

Die sich aus dem Gesetz ergebende Informationspflicht sollte bei Veräußerungen von Unternehmen oder 

Anteilsveräußerungen frühzeitig in die Überlegungen zu Strukturierung und Planung der Transaktion 

einbezogen werden. 

ANWENDUNGSBEREICH DES GESETZES 

Die Regelungen zur Informationspflicht finden auf Transaktionen Anwendung, die mindestens drei Monate 

nach Inkrafttreten des Gesetzes, also ab dem 1. November 2014, abgeschlossen wurden. 

Der Anwendungsbereich der Informationspflicht beschränkt sich auf veräußerte Unternehmen ohne 

Betriebsrat (d. h. Unternehmen mit weniger als 50 Arbeitnehmern) und andererseits auf Unternehmen mit 

50 bis 249 Arbeitnehmern, soweit sie in die Definition kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) fallen. 

Dies ist der Fall, wenn das betroffene Unternehmen einen jährlichen Umsatz von 50 Millionen Euro und/ 

oder eine Bilanzsumme von 43 Millionen Euro unterschreitet. 

Eine Informationspflicht besteht nicht, wenn die Veräußerung im Rahmen einer Erbfolge oder Auflösung 

des Güterstands oder an ein direktes Familienmitglied erfolgt oder sich das Unternehmen in einem 

Insolvenzverfahren befindet. 

WESENTLICHER REGELUNGSINHALT 

Die Information der Arbeitnehmer muss laut Gesetz grundsätzlich schon dann erfolgen, wenn der 

Eigentümer abtreten will, spätestens jedoch zwei Monaten vor Abschluss der Transaktion, bzw. wenn ein 

Betriebsrat besteht, zu demselben Zeitpunkt, zu dem dieser im Rahmen des Unterrichtungs- und 

Anhörungsverfahrens (procédure d’information et de consultation) informiert werden muss. Dieser 

Zeitraum kann zwischen ein und vier Monaten betragen. 
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Nach der Unterrichtung haben die Arbeitnehmer die Möglichkeit, den Beistand eines Vertreters der 

örtlichen Industrie- und Handelskammer (oder entsprechenden Einrichtung) anzufordern. Diese 

Möglichkeit soll auf dem Wege einer Durchführungsverordnung näher geregelt werden. Die 

Arbeitnehmer sind an dieselben Verschwiegenheitsgebote gebunden wie auch die Mitglieder des 

Betriebsrats im Rahmen eines Unternehmensverkaufs. 

Wurde der Informationspflicht genügt, findet die Transaktion aber nicht binnen Zweijahresfrist ab der 

Information statt, so muss der Informationspflicht von neuem genügt werden. 

RECHTSFOLGEN BEI NICHTBEACHTUNG - NICHTIGKEIT 

Rechtsfolge der Missachtung der Informationspflicht ist die relative Nichtigkeit der Veräußerung, die 

von jedem Arbeitnehmer binnen Zweimonatsfrist geltend gemacht werden kann. Die Nichteinhaltung 

der Informationspflicht kann durch Zustimmung sämtlicher Arbeitnehmer des Unternehmens zur 

Veräußerung geheilt werden. 

OFFENE FRAGEN UND ANWENDUNG IN DER PRAXIS 

Im Gesetz nicht ausdrücklich geregelt sind Fragen wie die Anwendung des Gesetzes in einigen 

Fallgruppen von Veräußerungen, etwa der Veräußerung von Strukturen, bei denen lediglich indirekt 

betroffenen Unternehmen in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen; Umfang und Inhalt der den 

Arbeitnehmern geschuldeten Information; die Art der Übermittlung dieser Information; sowie die 

rechtliche Behandlung eines von den Arbeitnehmern abgegebenen Angebots. 

Eine Auslegung der noch offenen Fragen wird sich aus der Praxis ergeben. Wir empfehlen, bei 

Transaktionen, die nach dem 1. November 2014 abgeschlossen werden sollen und in den materiellen 

Anwendungsbereich des Gesetzes fallen, die erforderliche Information der Arbeitnehmer unbedingt 

zeitgemäß vorzunehmen. 

Ihr German Desk 

 

GERMAN DESK 

Das German Desk berät integriert in den Praxisgruppen der Kanzlei Gide Unternehmen aus dem 

deutschsprachigen Raum. 

 

KONTAKTE 

KARL HEPP DE SEVELINGES 

hds@gide.com 

INGRID FAUVELIERE 

fauveliere@gide.com 

ANNE ANTONI 

anne.antoni@gide.com 

PHILIPPE XAVIER-BENDER 

xavierbender@gide.com 

VERONIQUE FRÖDING 

froding@gide.com 

RUBEN KOSLAR 

ruben.koslar@gide.com 

Tel. : +33 1 40 75 99 56   

   

 Sie können diese Ausgabe der aktuellen Info sowie unsere letzten Ausgaben auch unter unserer Internetadresse www.gide.com 
unter „News/Publications“ einsehen. Wenn Sie die nächsten Ausgaben per E-Mail erhalten möchten, informieren Sie bitte 
infobrief@gide.com 
Infobrief und Client Alert sind von der Rechtsanwaltskanzlei Gide periodisch herausgegebene Veröffentlichungen, die kostenlos an 
bestimmte mit der Kanzlei direkt oder indirekt in Verbindung stehende Personen verteilt werden. Infobrief sowie Client Alert sind nur 
zum privaten Gebrauch des Empfängers und dienen ausschließlich der allgemeinen Information. Sie stellen weder eine 
Rechtsberatung dar, noch können sie als eine solche gewertet werden. Der Empfänger ist allein verantwortlich für den Gebrauch der in 
der aktuellen Info enthaltenen Informationen und die Kanzleihaftet dem Empfänger gegenüber weder für unmittelbare noch für 
mittelbare aus der Verwendung der Informationen entstehende Schäden. Gemäß der geänderten Fassung des Gesetzes Nr. 78-17 
„informatique et liberté“ (französisches Datenschutzgesetz) haben Sie das Recht, über unseren Kommunikationsservice 
(privacy@gide.com) Zugang zu sämtlichen Sie betreffenden Daten zu verlangen, sowie das Recht, deren Berichtigung oder 
Entfernung zu veranlassen. 
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